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I. Rechtsetzung

1. Internationale Energiepolitik
• Beschluss (EU) 2024/1638 des Rates vom 30. Mai 2024 über den Rücktritt der 

Union vom Vertrag über die Energiecharta
• Beschluss (EU) 2024/1677 des Rates vom 30. Mai 2024 über die Zustimmung 

zum Rücktritt der Europäischen Atomgemeinschaft vom Vertrag über die 
Energiecharta



2. Binnenmarkt
• Richtlinie (EU) 2024/1788 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Juni 2024 über gemeinsame Vorschriften für die Binnenmärkte für 
erneuerbares Gas, Erdgas und Wasserstoff, zur Änderung der Richtlinie (EU) 
2023/1791 und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/73/EG (Neufassung)

Artikel 1 Gegenstand und Anwendungsbereich
(1) Mit dieser Richtlinie wird ein gemeinsamer Rahmen für die Dekarbonisierung der Märkte für 

Erdgas und Wasserstoff geschaffen, um zur Erreichung der Klima- und Energieziele der Union 
beizutragen.

(2) Mit dieser Richtlinie werden gemeinsame Vorschriften für die Fernleitung, die Verteilung, die 
Lieferung und die Speicherung von Erdgas unter der Nutzung des Erdgassystems sowie 
Bestimmungen zum Schutz der Verbraucher festgelegt, um einen integrierten, 
wettbewerbsfähigen und transparenten Markt für Erdgas in der Union zu schaffen. Die 
Richtlinie regelt die Organisation und Funktionsweise dieses Sektors, den Marktzugang, die 
Kriterien und Verfahren für die Erteilung von Fernleitungs-, Verteilungs-, Liefer- und 
Speichergenehmigungen für Erdgas, für das das Erdgassystem genutzt wird, sowie den 
Betrieb dieses Netzes.



(3) Mit dieser Richtlinie werden gemeinsame Vorschriften für den Transport, die Lieferung und 
die Speicherung von Erdgas und den Übergang des Erdgassystems zu einem integrierten und 
hocheffizienten auf erneuerbarem Gas und kohlenstoffarmem Gas beruhenden System 
festgelegt.

(4) Mit dieser Richtlinie werden gemeinsame Vorschriften für den Transport, die Lieferung und 
die Speicherung von Wasserstoff unter Nutzung des Wasserstoffsystems festgelegt. Die 
Richtlinie regelt die Organisation und Funktionsweise dieses Sektors, den Marktzugang, die 
Kriterien und Verfahren für die Erteilung von Netz-, Liefer- und Speichergenehmigungen für 
Wasserstoff sowie den Betrieb dieses Netzes.

(5) Mit dieser Richtlinie werden Vorschriften für die schrittweise Errichtung eines unionsweiten 
Wasserstoffverbundnetzes festgelegt, das zur langfristigen Flexibilität des 
Elektrizitätssystems und zur Verringerung der Netto-Treibhausgasemissionen schwer zu 
dekarbonisierender Sektoren, wobei das Potenzial zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen und die Energie- und Kosteneffizienz im Vergleich zu anderen 
Optionen zu berücksichtigen sind, und damit zur Dekarbonisierung des Energiesystems der 
Union beiträgt.



• Verordnung (EU) 2024/1789 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Juni 2024 über die Binnenmärkte für erneuerbares Gas, Erdgas sowie 
Wasserstoff, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1227/2011, (EU) 
2017/1938, (EU) 2019/942 und (EU) 2022/869 sowie des Beschlusses (EU) 
2017/684 und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 715/2009

Artikel 1 Gegenstand und Anwendungsbereich
Mit dieser Verordnung werden
a) nichtdiskriminierende Regeln für die Bedingungen für den Zugang zu Erdgas- und 

Wasserstoffnetzen unter Berücksichtigung der besonderen Merkmale nationaler und 
regionaler Märkte festgelegt, um das reibungslose Funktionieren der Binnenmärkte für Erdgas 
und Wasserstoff sicherzustellen und zur Flexibilität des Energiesystems beizutragen, und

b) das Entstehen und der Betrieb reibungslos funktionierender und transparenter Erdgas- und 
Wasserstoffmärkte mit einem hohen Grad an Versorgungssicherheit gefördert und 
Mechanismen zur Harmonisierung der Regeln über den Netzzugang für den 
grenzüberschreitenden Handel mit Erdgas und Wasserstoff geschaffen.



Die in Absatz 1 genannten Ziele umfassen Folgendes:
a) die Festlegung von harmonisierten Grundsätzen für die Netzentgelte für den Zugang zum 

Erdgasnetz mit Ausnahme der Erdgasspeicheranlagen oder für die bei der Berechnung der 
Netzentgelte zugrunde zulegenden Methoden,

b) die Einrichtung von Dienstleistungen für den Zugang Dritter und harmonisierte Grundsätze für 
die Kapazitätszuweisung und das Engpassmanagement,

c) die Festlegung der Transparenzanforderungen, Regeln für den Ausgleich von 
Mengenabweichungen und Ausgleichsentgelten sowie die Erleichterung des 
Kapazitätshandels.

• Delegierte Verordnung (EU) 2024/1366 der Kommission vom 11. März 2024 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch Festlegung eines Netzkodex mit sektorspezifischen 
Vorschriften für Cybersicherheitsaspekte grenzüberschreitender Stromflüsse



3. Versorgungssicherheit
• Durchführungsverordnung (EU) 2024/2995 der Kommission vom 

29. November 2024 zur Festlegung des Befüllungspfades mit Zwischenzielen 
für 2025 für jeden Mitgliedstaat mit unterirdischen Gasspeicheranlagen in 
seinem Hoheitsgebiet, die direkt mit seinem Absatzgebiet verknüpft sind



4. Dekarbonisierung
• Verordnung (EU) 2024/1787 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Juni 2024 über die Verringerung der Methanemissionen im Energiesektor 
und zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/942

Artikel 1 Gegenstand und Geltungsbereich
(1) Diese Verordnung enthält Vorschriften für die genaue Messung, Quantifizierung, 

Überwachung, Meldung und Prüfung von Methanemissionen im Energiesektor in der Union 
sowie für die Reduzierung dieser Emissionen, auch durch Untersuchungen zur Leckerkennung 
und -reparatur, Reparaturverpflichtungen und Beschränkungen für das Ausblasen und 
Abfackeln. Diese Verordnung enthält außerdem Vorschriften über Instrumente, die die 
Transparenz im Zusammenhang mit Methanemissionen sicherstellen.



(2) Diese Verordnung gilt für:
a) die Exploration und Förderung von Öl und fossilem Gas und die Gewinnung und Verarbeitung 

von fossilem Gas;
b) Inaktive Bohrlöcher, vorübergehend verfüllte Bohrlöcher und dauerhaft verfüllte und 

aufgegebene Bohrlöcher;
c) die Fernleitung und die Verteilung von Erdgas — ausgenommen Messsysteme an den 

Endverbrauchspunkten und den sich auf dem Privateigentum der Endkunden befindlichen 
Teilen von Anschlussleitungen zwischen dem Verteilernetz und Messsystem — sowie die 
Untertagespeicherung und Tätigkeiten in Anlagen für verflüssigtes Erdgas (LNG); und

d) aktive untertägige und übertägige Kohlebergwerke, stillgelegte untertägige Kohlebergwerke 
und aufgegebene untertägige Kohlebergwerke.

(3) Diese Verordnung gilt auch für die in Kapitel 5 genannten außerhalb der Union entstehenden 
Methanemissionen im Zusammenhang mit in der Union in den Verkehr gebrachtem bzw. 
gebrachter Rohöl, Erdgas und Kohle.



5. Energieeffizienz
• Verordnung (EU) 2024/1781 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Juni 2024 zur Schaffung eines Rahmens für die Festlegung von Ökodesign-
Anforderungen für nachhaltige Produkte, zur Änderung der Richtlinie (EU) 
2020/1828 und der Verordnung (EU) 2023/1542 und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2009/125/EG

Artikel 1 Gegenstand und Anwendungsbereich
(1) Mit dieser Verordnung wird ein Rahmen für die Festlegung von Ökodesign-Anforderungen 

geschaffen, die Produkte erfüllen müssen, um in Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen 
zu werden, um so die ökologische Nachhaltigkeit von Produkten zu verbessern, damit 
nachhaltige Produkte zur Norm werden, der CO2-Fußabdruck und ihr Umweltfußabdruck über 
ihren gesamten Lebenszyklus hinweg verringert wird und der freie Verkehr nachhaltiger 
Produkte im Binnenmarkt sichergestellt ist.
Mit dieser Verordnung wird zudem ein digitaler Produktpass eingeführt, es werden 
verbindliche Anforderungen für die umweltorientierte Vergabe öffentlicher Aufträge 
eingeführt und ein Rahmen geschaffen, um zu verhindern, dass unverkaufte 
Verbraucherprodukte vernichtet werden.

→ Art. 2 Nr. 7: „Ökodesign-Anforderung“ eine Leistungs- oder 
Informationsanforderung, die darauf abzielt, ein Produkt, einschließlich der Prozesse, 
die entlang der gesamten Wertschöpfungskette des Produkts stattfinden, ökologisch 
nachhaltiger zu gestalten



• Richtlinie (EU) 2024/1275 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. April 2024 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Neufassung)

Artikel 1 Gegenstand
(1) Diese Richtlinie unterstützt die Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und 

die Verringerung der Treibhausgasemissionen von Gebäuden in der Union, um bis 2050 unter 
Berücksichtigung der äußeren klimatischen Bedingungen, der lokalen Bedingungen, der 
Anforderungen an die Raumklimaqualität und der Kosteneffizienz einen emissionsfreien 
Gebäudebestand zu erreichen.

(2) Diese Richtlinie enthält Anforderungen hinsichtlich
a) des gemeinsamen allgemeinen Rahmens für eine Methode zur Berechnung der 

integrierten Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und Gebäudeeinheiten;
b) der Anwendung von Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz neuer 

Gebäude und Gebäudeteile;
c) der Anwendung von Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von:

i. bestehenden Gebäuden und bestehenden Gebäudeeinheiten, die einer größeren 
Renovierung unterzogen werden,

ii. Gebäudekomponenten, die Teil der Gebäudehülle sind und sich erheblich auf die 
Gesamtenergieeffizienz der Gebäudehülle auswirken, wenn sie nachträglich 
eingebaut oder ersetzt werden,

iii. gebäudetechnischen Systemen, sofern diese neu installiert, ersetzt oder 
modernisiert werden;



d) der Anwendung von Mindestvorgaben für die Gesamtenergieeffizienz auf bestehende 
Gebäude und Gebäudeeinheiten im Einklang mit den Artikeln 3 und 9;

e) der Berechnung und Offenlegung des Lebenszyklus-Treibhausgaspotenzials von 
Gebäuden;

f) Solarenergie in Gebäuden;
g) Renovierungspässen;
h) nationaler Gebäuderenovierungspläne;
i) nachhaltige Mobilität betreffender Infrastruktur in Gebäuden sowie daran angrenzend;
j) intelligenter Gebäude;
k) der Erstellung von Ausweisen über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden oder 

Gebäudeeinheiten;
l) regelmäßiger Inspektionen von Heizungsanlagen, Lüftungsanlagen und Klimaanlagen in 

Gebäuden;
m) unabhängiger Kontrollsysteme für Ausweise über die Gesamtenergieeffizienz, 

Renovierungspässe, Intelligenzfähigkeitsindikatoren und Inspektionsberichte;
n) der Raumklimaqualität von Gebäuden.

(3) Bei den Anforderungen dieser Richtlinie handelt es sich um Mindestanforderungen; sie 
hindern die einzelnen Mitgliedstaaten nicht daran, strengere Maßnahmen beizubehalten oder 
zu ergreifen, sofern diese Maßnahmen mit dem Unionsrecht vereinbar sind. Diese 
Maßnahmen werden der Kommission notifiziert.



o Verordnung (EU) 2024/1103 der Kommission vom 18. April 2024 zur 
Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates in Bezug auf Ökodesign-Anforderungen an 
Einzelraumheizgeräte und separate zugehörige Regler und zur Aufhebung 
der Verordnung (EU) 2015/1188 der Kommission

o Beschluss (EU) 2024/2779 der Kommission vom 24. Oktober 2024 zur 
Einsetzung der Sachverständigengruppe für Ökodesign für nachhaltige 
Produkte und Energieverbrauchskennzeichnung (Ökodesign-Forum)



• Delegierte Verordnung (EU) 2024/1364 der Kommission vom 14. März 2024 
über die erste Phase der Einrichtung eines gemeinsamen 
Bewertungssystems der Union für Rechenzentren

• Durchführungsverordnung (EU) 2024/994 der Kommission vom 2. April 
2024 zur Festlegung operativer Einzelheiten der gemäß der Verordnung 
(EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates eingerichteten 
Produktdatenbank



II. Rechtsprechung des EuGH

1. Binnenmarkt
• Urt. v. 11.1.2024, C-371/22 – G

Art. 3 Abs. 5 und 7 der Richtlinie 2009/72/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. 
Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2003/54/EG ist dahin auszulegen, dass er einer nationalen Regelung nicht 
entgegensteht, nach der ein Kleinunternehmen, das einen befristeten 
Elektrizitätsversorgungsvertrag mit festem Tarif vorzeitig kündigt, um den Lieferanten zu 
wechseln, zur Zahlung der in diesem Vertrag vereinbarten Vertragsstrafe verpflichtet ist, deren 
Höhe dem Gesamtpreis für den Strom entsprechen kann, zu dessen Abnahme es sich verpflichtet 
hat; dies gilt auch dann, wenn dieser Strom nicht verbraucht wurde und nicht verbraucht werden 
wird, und obwohl diese Regelung keine Kriterien für die Berechnung oder etwaige Herabsetzung 
einer solchen Vertragsstrafe vorsieht, sofern sie zum einen gewährleistet, dass eine solche 
vertragliche Bestimmung klar, verständlich und freiwillig vereinbart sein muss, und zum anderen 
die Möglichkeit eines verwaltungsrechtlichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs vorsieht, in dessen 
Rahmen die befasste Behörde die Verhältnismäßigkeit dieser Vertragsstrafe im Hinblick auf alle 
Umstände des Einzelfalls beurteilen und gegebenenfalls ihre Herabsetzung oder Aufhebung 
anordnen kann. 



• Urt. v. 25.1.2024, C 277/22 – Global NRG 
Art. 41 Abs. 17 der Richtlinie 2009/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2003/55/EG ist im Licht von Art. 47 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union dahin auszulegen, dass er einer Regelung eines 
Mitgliedstaats entgegensteht, wonach nur der Betreiber des Erdgasfernleitungsnetzes 
eine von einer Entscheidung der nationalen Regulierungsbehörde zur Festsetzung der 
Anschluss- und Nutzungsentgelte für dieses Netz sowie der Vergütung für die von 
diesem Betreiber erbrachten Dienstleistungen „betroffene Partei“ ist, so dass nur er 
zur Einlegung eines „wirksamen Rechtsbehelfs“ gegen diese Entscheidung befugt ist.



• Urt. v. 28.11.2024, C-293/23 – ENGIE Deutschland
Art. 2 Nrn. 28 und 29 sowie die Art. 30 bis 39 der Richtlinie (EU) 2019/944 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen 
Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie 
2012/27/EU sind dahin auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung 
entgegenstehen, nach der ein Unternehmen, das anstelle des bisherigen 
Verteilernetzes eine Energieanlage einrichtet und betreibt, um mit in einem 
Blockheizkraftwerk erzeugtem Strom mit einer jährlichen Menge an durchgeleiteter 
Energie von bis zu 1 000 MWh mehrere Wohnblöcke mit bis zu 200 Wohneinheiten zu 
versorgen, wobei die Kosten der Errichtung und des Betriebs der Energieanlage von 
den Letztverbrauchern getragen werden, die Mieter dieser Wohneinheiten sind, und 
dieses Unternehmen den erzeugten Strom an diese Verbraucher verkauft, sofern diese 
Anlage dazu dient, Elektrizität mit Hoch-, Mittel- oder Niederspannung weiterzuleiten, 
um sie an Kunden zu verkaufen und keine der in dieser Richtlinie ausdrücklich 
vorgesehenen Ausnahmen oder Freistellungen von diesen Verpflichtungen anwendbar 
ist, nicht den Verpflichtungen eines Verteilernetzbetreibers unterliegt.



2. Versorgungssicherheit
• Urt. v. 30.4.2024, verb. C-395/22 und C-428/22 – Trade Express-L

1. Art. 3 in Verbindung mit Art. 1 und Art. 2 Abs. 1 Buchst. i und j der Richtlinie 2009/119/EG des Rates vom 
14. September 2009 zur Verpflichtung der Mitgliedstaaten, Mindestvorräte an Erdöl und/oder Erdölerzeugnissen 
zu halten, in der durch die Durchführungsrichtlinie (EU) 2018/1581 der Kommission vom 19. Oktober 2018 
geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass die Mitgliedstaaten nicht verpflichtet sind, Sicherheitsvorräte an 
sämtlichen Kategorien von Energieprodukten des Anhangs A Kapitel 3.4 der Verordnung (EG) Nr. 1099/2008 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2008 über die Energiestatistik in der durch die 
Verordnung (EU) 2019/2146 der Kommission vom 26. November 2019 geänderten Fassung zu halten. Vielmehr 
können sie ihrer aus Art. 3 folgenden Verpflichtung zum Halten von Sicherheitsvorräten nachkommen, indem sie 
Sicherheitsvorräte halten, die sich nur aus einigen dieser Kategorien zusammensetzen.

2. Die Art. 3 und 8 der Richtlinie 2009/119 in der durch die Durchführungsrichtlinie 2018/1581 geänderten Fassung 
sind dahin auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung nicht entgegenstehen, nach der einem Unternehmen, 
das Energieprodukte eingeführt hat, die unter Anhang A Kapitel 3.4 der Verordnung Nr. 1099/2008 in der durch 
die Verordnung 2019/2146 geänderten Fassung fallen, die Verpflichtung auferlegt werden kann, 
Sicherheitsvorräte zu schaffen und zu halten.

3. Die Bestimmungen der Richtlinie 2009/119 in der durch die Durchführungsrichtlinie 2018/1581 geänderten 
Fassung im Licht der Art. 16 und 17 sowie von Art. 52 Abs. 1 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union sind dahin auszulegen, dass sie dem nicht entgegenstehen, dass die Einfuhr von Energieprodukten, die 
unter eine Produktkategorie nach Anhang A Kapitel 3.4 der Verordnung Nr. 1099/2008 in der durch die 
Verordnung 2019/2146 geänderten Fassung fallen, durch ein Unternehmen dessen Verpflichtung nach sich 
zieht, einen Sicherheitsvorrat an einem unter eine andere Kategorie dieses Kapitels fallenden Energieprodukt zu 
schaffen und zu halten, selbst wenn das Unternehmen dieses Produkt im Rahmen seiner wirtschaftlichen 
Tätigkeit, die keinen Bezug zu dem Produkt aufweist, nicht verwendet und diese Verpflichtung eine erhebliche 
finanzielle Belastung für das Unternehmen darstellt – sofern die Verpflichtung verhältnismäßig ist.



3. Erneuerbare Energien
• Urt. v. 29.7.2024, C-624/22 – BP France

1. Die Art. 17 und 18 der Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 
zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Änderung und anschließenden 
Aufhebung der Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG in der durch die Richtlinie (EU) 2015/1513 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 geänderten Fassung sowie die Art. 29 und 
30 der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur 
Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen sind dahin auszulegen, dass das System zur 
Überwachung durch Massenbilanzierung und die nationalen oder freiwilligen Systeme, die diese Artikel 
vorsehen, dazu dienen, die Nachhaltigkeit der Rohstoffe und Biokraftstoffe sowie ihrer Gemische zu beurteilen 
und zu belegen, und nicht bezwecken, die Bewertung des Anteils von Energie aus erneuerbaren Quellen in nach 
dem Verfahren der gemeinsamen Verarbeitung hergestellten Kraftstoffen zu regeln.

2. Art. 34 AEUV ist dahin auszulegen, dass er einer Regelung eines Mitgliedstaats entgegensteht, die für die 
Berechnung einer Lenkungssteuer für die Beimischung von Biokraftstoffen die Durchführung einer 
physikalischen 14C-Analyse des Gehalts an Biokraftstoffen (HVO) von nach dem Verfahren der gemeinsamen 
Verarbeitung hergestellten Kraftstoffen bei deren Aufnahme im ersten Steuerlager dieses Mitgliedstaats 
verlangt, wenn diese Kraftstoffe in einer Anlage in einem anderen Mitgliedstaat hergestellt wurden, die ein 
freiwilliges Überwachungssystem durch Massenbilanzierung anwendet, das von der Europäischen 
Kommission gemäß Art. 18 Abs. 4 der Richtlinie 2009/28 und Art. 30 Abs. 4 der Richtlinie 2018/2001 als 
vollständig anerkannt wird, wohingegen, während für die im ersten Mitgliedstaat nach diesem Verfahren 
hergestellten Kraftstoffe keine solche Analyse verlangt wird, wenn sie unmittelbar ab Werk in den 
steuerrechtlich freien Verkehr überführt werden, und die Behörden des erstgenannten Mitgliedstaats es 
akzeptieren, zur Bestimmung des Biokraftstoffgehalts, der bei der Entnahme aus einer Anlage, für die ein 
Steueraussetzungsverfahren gilt, oder aus einer inländischen Steuereinrichtung für die Zwecke dieser Steuer 
zugewiesen werden kann, den Biokraftstoffgehalt der Ausfuhren oder der Überführungen in den 
steuerrechtlich freien Verkehr in anderen Sektoren als dem Verkehrssektor auf der Grundlage einer 
durchschnittlichen monatlichen Beimischung in der betreffenden Einrichtung oder Anlage zu bewerten.



4. Besteuerung
• Urt. v. 18.4.2024, C-133/23 - Omya CZ 

Art. 2 Abs. 4 Buchst. b fünfter Gedankenstrich der Richtlinie 2003/96/EG des Rates 
vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen 
Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem 
Strom ist dahin auszulegen, dass die Verwendung elektrischen Stroms für den Betrieb 
von Maschinen, die für die Verarbeitung von in einem Steinbruch abgebautem 
Kalkstein in Form des mehrstufigen Mahlens und Zerkleinerns bis zur Gewinnung 
feiner und grober Kalksteinfüller genutzt werden, keine Verwendung elektrischen 
Stroms für mineralogische Verfahren darstellt. Die Verwendung elektrischen Stroms 
für den Betrieb von Maschinen, die zur Gewinnung feiner Kalksteinfüller mit 
veränderter Oberfläche genutzt werden, stellt dagegen eine Verwendung elektrischen 
Stroms für solche Verfahren dar.



• Urt. v. 25.4.2024, C-657/22 – Bitulpetrolium Serv
1. Die Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der 

gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und 
elektrischem Strom und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit sind dahin auszulegen, dass 
sie nationalen Vorschriften und Praktiken entgegenstehen, wonach im Fall der 
Rückverbringung von zur Verwendung als Heizstoff bestimmten Energieerzeugnissen in das 
Steuerlager zwecks ihrer späteren Vermarktung das Fehlen einer Mitteilung an die zuständige 
Behörde über diese Rückverbringung sowie das Fehlen von Angaben zur Kennzeichnung und 
Färbung dieser Erzeugnisse in den Empfangserklärungen und Stornorechnungen dazu führen, 
dass als Sanktion für die Nichtbeachtung dieser Voraussetzungen auf diese Erzeugnisse 
unabhängig von ihrer tatsächlichen Verwendung der höhere Verbrauchsteuersatz angewandt 
wird, der für zur Verwendung als Kraftstoff bestimmtes Gasöl vorgesehen ist.

2. Art. 2 Abs. 1 Buchst. a, Art. 63 und Art. 78 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2006/112/EG des 
Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem sind dahin 
auszulegen, dass sie nationalen Vorschriften und Praktiken entgegenstehen, wonach im Fall 
der Rückverbringung von zur Verwendung als Heizstoff bestimmten Energieerzeugnissen in 
das Steuerlager die Mehrwertsteuer auf einen Betrag erhoben wird, der von den 
Steuerbehörden zusätzlich als Verbrauchsteuer festgesetzt wurde, weil auf diese Erzeugnisse 
der Verbrauchsteuersatz angewandt wird, der für zur Verwendung als Kraftstoff bestimmtes 
Gasöl vorgesehen ist, es sei denn, dass ein steuerpflichtiger Umsatz erfolgt, der in einer 
Lieferung des betreffenden Energieerzeugnisses zur Verwendung als Kraftstoff besteht.



• Urt. v. 30.5.2024, C-743/22 – DISA
Die Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der 
gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen 
und elektrischem Strom in der durch die Richtlinie 2004/74/EG des Rates vom 29. April 
2004 und die Richtlinie 2004/75/EG des Rates vom 29. April 2004 geänderten Fassung, 
insbesondere ihr Art. 5, ist dahin auszulegen, dass sie einer nationalen 
Rechtsvorschrift entgegensteht, die den Regionen oder Autonomen Gemeinschaften – 
außer in den insoweit vorgesehenen Fällen – erlaubt, für ein und dasselbe Erzeugnis 
und für ein und dieselbe Verwendung in Abhängigkeit von dem Gebiet, in dem dieses 
Erzeugnis verbraucht wird, unterschiedliche Verbrauchsteuersätze festzusetzen.



• Urt. v. 13.6.2024, C-266/23 – Dyrektor Izby Administracji Skarbowej w 
Bydgoszczy (Coût réel de l’énergie)

1. Art. 17 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur 
Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von 
Energieerzeugnissen und elektrischem Strom ist dahin auszulegen, dass die tatsächlichen 
Kosten für die Beschaffung der Energie im Sinne dieser Bestimmung zusätzliche Belastungen, 
bei denen es sich nicht um „Steuern“ im Sinne dieser Bestimmung handeln darf, wie die 
obligatorischen Verteilungsgebühren für diese Energie, die nach der nationalen Regelung bei 
der Beschaffung der Energie zu entrichten sind, umfassen müssen.

2. Art. 17 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2003/96 ist dahin auszulegen, dass er einer nationalen 
Regelung nicht entgegensteht, nach der ein energieintensiver Betrieb im Sinne dieser 
Bestimmung von einer Befreiung von der Verbrauchsteuer auf die Beschaffung von 
elektrischem Strom ausgeschlossen ist, wenn dieser Betrieb für diesen elektrischen Strom 
eine Verbrauchsteuerbefreiung in Anspruch nimmt, die dem in Elektrolyseverfahren 
verwendeten elektrischen Strom vorbehalten ist, auch wenn der Betrieb nachweist, dass er in 
Bezug auf dieselbe Energie nicht gleichzeitig beide Befreiungen in Anspruch nimmt, und der 
Gesamtbetrag der Befreiungen den Betrag der für denselben Zeitraum entrichteten 
Verbrauchsteuer nicht übersteigt, vorausgesetzt, das in der nationalen Regelung insoweit 
festgelegte Kriterium wird im Einklang mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung konzipiert 
und angewandt.



Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit!


